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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Lothar Bisky, Cornelia Hirsch, Dr. Lukrezia Jochimsen, 

Dr. Petra Sitte, Volker Schneider (Saarbrücken), Dr. Gregor Gysi, Oskar Lafontaine 
und der Fraktion DIE LINKE. 


Einrichtung des Europäischen Technologieinstituts verhindern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Im Rahmen der Halbzeitüberprüfung der Lissabon-Strategie schlug Kommis- 
sionspräsident Jose Manuel Barroso im Jahr 2005 die Schaffung eines Euro- 
päischen Technologieinstituts vor. Als Flaggschiff der europäischen Technolo- 
gieforschung und -lehre solle es künftig in Europa die besten Köpfe aus Unter- 
nehmen, bei den Studierenden und Forschenden zusammenführen. Der Aufbau 
eines Weltklasseinstituts solle helfen, die zersplitterte europäische Forschungs- 
landschaft zu überwinden, Forschungsergebnisse schnell zu verbreiten und zu 
vermarkten sowie die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu stärken. Durch die 
Verzahnung von Universitäten, Forschung und Wirtschaft (Ausbildungsdreieck) 
sollen die bestehenden Lücken bei der Umsetzung von exzellenten Forschungs- 
ergebnissen in Innovationen und neue Arbeitsplätze geschlossen werden. 

Vorbild für die Errichtung des Europäischen Technologieinstituts ist das be- 
rühmte Massachussetts Institute of Technology (MIT). Ihm solle mit der Schaf- 
fung des Europäischen Technologieinstituts langfristig Konkurrenz gemacht 
werden. Erfolgsmodelle in anderen Regionen der Welt und mit anderen Entste- 
hungsbedingungen sind jedoch kein Garant für die Entwicklung einer euro- 
päischen Forschungsinstitution mit weltweiter Ausstrahlung und Spitzenleistun- 
gen. Statt das MIT zu kopieren, sind eigenständige Innovationskonzepte gefragt. 

Der Deutsche Bundestag nimmt zustimmend zur Kenntnis, dass die Bundes- 
regierung der Idee zur Errichtung eines Europäischen Technologieinstituts bis- 
her skeptisch gegenüberstand. Insbesondere unterstützt er die Bundesregierung 
in ihrer Haltung, die Errichtung eines zentralen Instituts in Form einer Elite- 
oder Spitzenuniversität abzulehnen. Auch teilt der Deutsche Bundestag ihre 
Bedenken hinsichtlich des unklaren Verhältnisses des Europäischen Techno- 
logieinstituts zu bestehenden Forschungsförderungsstrukturen und -initiativen 
in der Europäischen Union. 

So nimmt mit dem Start des Siebten Forschungsrahmenprogramms der neu ein- 
gerichtete Europäische Forschungsrat (European Research Council) in diesem 
Jahr seine Arbeit auf. Als Vorbild für seine Tätigkeit und Organisationsstruktur 
diente die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG). In Anlehnung an dieses 
Selbstverwaltungsmodell der deutschen Wissenschaft soll der Europäische For- 
schungsrat Pionierforschung auf der Basis von Exzellenzkriterien fördern. 

Die Einrichtung eines Europäischen Technologieinstituts befördert jedoch eine 
Doppelstruktur, deren Zielsetzung mindestens mit Blick auf exzellente Grund- 


Drucksache 16/4625 


-2- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


lagenforschung nicht deutlich unterscheidbar ist von der des Europäischen For- 
schungsrates. Der Bundesrat kritisiert zu Recht in diesem Zusammenhang, dass 
der Mehrwert des Europäischen Technologieinstituts unklar ist. Auch öffent- 
liche Kontrollmechanismen im Hinblick auf die Arbeitsweise des Europäischen 
Technologieinstituts haben bisher kaum Eingang in die Debatte und in die Kon- 
zeption dieser Einrichtung gefunden. Dies wird besonders virulent vor dem Hin- 
tergrund, dass eine private Mitfinanzierung des Europäischen Technologieinsti- 
tuts vorgesehen ist. In welcher Weise hierbei gesichert werden soll, dass Aus- 
bildungs- und Forschungsleistungen neben der Berücksichtigung von privat- 
wirtschaftlichen Nutzerinteressen in einem gesamtgesellschaftlichen Interesse 
erfolgen, bleibt nach Einschätzung des Deutschen Bundestages unklar. 

Der Deutsche Bundestag ist daher der Auffassung, dass - bevor neue Institutio- 
nen zur Förderung der Spitzenforschung aus dem Boden gestampft werden - zu- 
nächst die Wirksamkeit der Tätigkeit des Forschungsrates abgewartet werden 
muss. 

Ebenso gelingt es nicht, die Idee zum Aufbau von Wissens- und Innovations- 
gemeinschaften (Knowledge and Innovation Communities) im Rahmen des 
Konzepts zum Europäischen Technologieinstitut überzeugend darzulegen. Die 
Unterschiede dieser Forscherteams zu den im Siebten Forschungsrahmenpro- 
gramm eingerichteten Europäischen Technologieplattformen und den daraus 
entwickelten Technologieinitiativen werden nicht deutlich. Die Schaffung 
gleichartiger Instrumente zu Verbesserung des Technologietransfers und der 
Innovationsfähigkeit der Wirtschaft macht jedoch keinen Sinn und führt nicht zu 
einer proportionalen Steigerung der Erfolgsaussichten. 

Zusammengesetzt aus Unternehmen, Universitäten und dem Forschungssektor 
sollen die Wissens- und Innovationsgemeinschaften die vom Verwaltungsrat des 
Europäischen Technologieinstituts festgelegten thematischen Prioritäten verfol- 
gen. Spitzenforschung funktioniert jedoch nicht nach dem Top-Down-Prinzip. 
Eine „Zwangsvernetzung“, kritisieren auch wesentliche Akteure der deutschen 
Forschungslandschaft wie die DFG und die Helmholtz-Gemeinschaft. 

Daneben scheint nicht ausgeschlossen, dass die Auswahl der Wissens- und 
Innovationsgemeinschaften unter Mitnahme von Ressourcen der Einrichtungen 
und von Spitzenpersonal erfolgt. Diese Befürchtung teilt der Deutsche Bundes- 
tag mit der Hochschulrektorenkonferenz (HRK). 

Ebenso bestehen Bedenken, ob der EG- Vertrag eine ausreichende Rechtsgrund- 
lage zur Errichtung des Europäischen Technologieinstituts darstellt. So äußerte 
der Bundesrat in einem Beschluss jüngst Zweifel, ob Artikel 157 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) eine ausreichende Er- 
mächtigungsgrundlage darstellt. Auch stellte er ferner fest, dass die Kompetenz, 
Abschlüsse und akademische Grade zu verleihen, ausschließlich und alleinig 
den Mitgliedstaaten zusteht und nicht auf den betreffenden Artikel im EG- Ver- 
trag gestützt werden kann. Der Deutsche Bundestag teilt diese Kritik. Diesen 
Eingriff in die Hochschullandschaft und den Aufgabenbereich von Fakultäten 
durch den Verwaltungsrat des Europäischen Technologieinstituts weist der deut- 
sche Gesetzgeber zurück. 

Mangelnde Transparenz und Unklarheiten bestehen des Weiteren im Hinblick auf 
den Status des Personals, das Verhältnis der Beschäftigten zu ihren Herkunfts- 
einrichtungen und die Finanzierung des Europäischen Technologieinstituts. 

Der Haushalt des Europäischen Technologieinstituts soll 2,4 Mrd. Euro bis zum 
Jahre 2013 umfassen. Die Kommission hat in diesem Zusammenhang vorge- 
schlagen, zunächst 308 Mio. Euro als Anschubfinanzierung aus dem Gemein- 
schaftshaushalt zu leisten. Weitere Mittel sollen nach Vorstellung der Euro- 
päischen Kommission aus erfolgreichen Bewerbungen des Europäischen Tech- 
nologieinstituts beim Siebten Forschungsrahmenprogramm, dem Programm 
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„Lebenslanges Lernen“, dem Programm für Wettbewerb und Innovation (CIP), 
dem Europäischen Strukturfonds und aus anderen bislang nicht dafür vorgese- 
henen EU-Förderprogrammen fließen. 

Den Großteil der Kosten für den Aufbau des Technologieinstituts soll jedoch die 
Industrie tragen. Sie hält sich bisher mit finanziellen Zusagen merklich zurück. 
Auch das spricht dafür, dass das Konzept des Europäischen Technologieinstituts 
wenig überzeugend ist. 

Der Deutsche Bundestag ist - anders als die Bundesregiemng und der Bundes- 
rat — nicht der Auffassung, dass die bestehenden Pläne zur Errichtung des 
Europäischen Technologieinstituts zu einem wettbewerblichen Instrument in 
Anlehnung an die deutsche Exzellenzinitiative modifiziert werden sollten. Der 
beklagte Mangel an Technologietransfer sowie an zu wenig hervorragenden For- 
schungsleistungen in technisch-naturwissenschaftlichen Disziplinen lassen sich 
nicht durch die Gründung neuer Institutionen und kurzfristig angelegte Innova- 
tionsstrategien beheben. Um Hochschulen, Unternehmen und den Forschungs- 
sektor zu vernetzen sowie den Transfer von Forschungsergebnissen in die Praxis 
zu beschleunigen, sind vielmehr die bestehenden Innovationswerkzeuge auf ihre 
Wirksamkeit hin zu überprüfen und Hochschulen auf eine bessere finanzielle 
Grundlage zu stellen. 

Der Deutsche Bundestag ist mithin der Auffassung, dass die Idee des Euro- 
päischen Technologieinstituts nicht weiterverfolgt werden sollte. Stattdessen 
lehnt er die Schaffung eines Milliarden verschlingenden Elite-Großprojekts ab. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

• sich gegenüber der Europäischen Kommission dafür einzusetzen, dass die 
Pläne zur Errichtung eines Europäischen Technologieinstitutes gänzlich auf- 
gegeben werden, und nicht nur für eine dezentrale Institution oder Modifizie- 
rung der Kommissionspläne in Anlehnung an die deutsche Exzellenzinitia- 
tive zu streiten. Priorität bei der europäischen Forschungsförderung hat der 
Europäische Forschungsrat; 

• darauf zu achten, dass der mangelnden Forschungsstärke von kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) mit einer stärkeren Schwerpunktsetzung zu 
ihren Gunsten im Zuge des Siebten Forschungsrahmenprogramms begegnet 
wird und ihnen gezielter als bisher Hilfen für die Verbesserung ihrer Tätig- 
keiten im Bereich Forschung und Entwicklung zur Verfügung gestellt werden; 

• dafür Sorge zu tragen, dass für die Errichtung des Europäischen Techno- 
logieinstituts weder öffentliche Mittel aus dem jüngst gestarteten Siebten 
Forschungsrahmenprogramm, dem Programm „Lebenslanges Lernen“, dem 
Europäischen Strukturfonds und dem Programm für Wettbewerb und Innova- 
tion (CIP) noch aus anderen Fonds oder Programmen der Europäischen 
Union verwendet werden. Ebenso sollen keine öffentlichen Mittel aus dem 
Gemeinschaftshaushalt zur Verfügung gestellt werden; 

• dafür zu streiten, dass neue Großprojekte nicht zu Lasten des Europäischen 
Forschungsrates gehen; 

• aus dem Bundeshaushalt keine finanziellen Mittel für den Aufbau des Euro- 
päischen Technologieinstituts bereitzustellen; 

• sich hilfsweise gegenüber der Europäischen Kommission dafür einzusetzen, 
dass das Europäische Technologieinstitut keine Kompetenz zur Verleihung 
von Abschlüssen oder akademischen Graden erhält. 


Berlin, den 7. März 2007 

Dr. Gregor Gysi, Oskar Lafontaine und Fraktion 
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